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Vorblatt 


Luftverkehrsabkommen mit der Republik Kolumbien 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Der internationale Luftverkehr der Deutschen Lufthansa ist nur 
möglich, wenn die ausländischen Staaten, die überflogen oder 
angeflogen werden sollen, in einem zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen die entsprechenden Verkehrsrechte gewähren. 


B. Lösung 

In dem Vertrag gewährt die Republik Kolumbien dem von 
deutscher Seite benannten Luftverkehrsunternehmen das Recht 
des überfliegens und das Recht der Landung zur Aufnahme von 
Fluggästen, Post und Fracht im Rahmen des internationalen 
Verkehrs. 


C. Alternativen 

entfallen. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 


Drude: Bundesdrudeerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/6 — 97105 — Lu 7/70 


Bonn, den 28. Januar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 25. November 1968 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Ko- 
lumbien über den Luftverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Abkom- 
mens in deutscher und spanischer Sprache und eine Denkschrift 
zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Poslfach 821 

Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 25. November 1968 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kolumbien 

über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes* 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bogota am 25. November 1968 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kolumbien über den 
Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 30 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 
des Grundgesetzes erforderlich, da die in Artikel 11 
des Abkommens vorgesehenen Vergünstigungen 
auch die Biersteuer berühren. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 30 in KraF tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführungen des Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 
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Abkommen 
über den Luftverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kolumbien 

Convenio 

para el transporte aereo 

entre la Repüblica Federal de Alemania y la Repüblica de Colombia 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK KOLUMBIEN 

IN DER ERWÄGUNG, daß es notwendig ist, den Ver- 
kehr zwischen ihren beiden Ländern zu fördern, um so 
die Beziehungen zwischen ihren Völkern enger zu gestal- 
ten, und 

IN DEM WUNSCHE, vor allem den Luftverkehr zwi- 
schen ihren Hoheitsgebieten und denjenigen Luftverkehr 
zu regeln, der unter Berücksichtigung der bereits beste- 
henden Rechte und Pflichten zwischen ihren Hoheits- 
gebieten und dritten Ländern durchgeführt werden kann, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Teil I 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens gelten, soweit in des- 
sen Wortlaut nichts anderes festgelegt ist, folgende Be- 
griffsbestimmungen: 

a) „Luftfahrtbehörde" ist in bezug auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland der Bundesminister für Verkehr, in 
bezug auf die Republik Kolumbien der Leiter der Ver- 
waltungsabteilung für die Zivile Luftfahrt; oder in 
beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, die 
durch Gesetz zur Ausübung der diesen Behörden ob- 
liegenden Aufgaben ermächtigt ist. 

b) „Bezeichnetes Unternehmen" ist das Luftverkehrs- 
unternehmen, das eine Vertragspartei durch schrift- 
liche Mitteilung nach Artikel 4 dieses Abkommens 
an die andere Vertragspartei ermächtigt hat, auf den 
nach Artikel 3 festgelegten Linien planmäßigen inter- 
nationalen Fluglinienverkehr zu betreiben. 

(2) In gleicher Weise gelten die Begriffsbestimmungen 
für „Hoheitsgebiet", „Fluglinienverkehr", „Internationa- 
ler Fluglinienverkehr" und „Landung zu nicht gewerb- 
lichen Zwecken" im Sinne der Artikel 2 und 96 des Ab- 
kommens von Chicago über die Internationale Zivilluft- 
fahrt vom 7. Dezember 1944 in seiner jeweils geltenden 
Fassung. 


LA REPÜBLICA FEDERAL DE ALEMANIA 
Y 

LA REPÜBLICA DE COLOMBIA 

CONSIDERANDO que es necesario favorecer el incre- 
mento de los transportes entre los dos paises, con el fin 
de estrechar las relaciones entre sus pueblos, y 


DESEANDO reglamentar primordialmente el transporte 
aereo entre sus respectivos territorios, y el que, tomando 
en cuenta derechos y deberes preexistentes, pueda reali- 
zarse entre sus territorios y terceros paises. 


HAN CONVENIDO EN LO SIGUIENTE: 

TItulo I 

Principios generales 

A r t i c u 1 o 1 

(1) Para los fines de este Convenio, a menos que en 
el texto se estipule de otro modo, se adoptan las siguien- 
tes definiciones: 

a) "Autoridad Aeronäutica" es, en tanto a la Repüblica 
de Colombia, el Jefe del Departamento Administrativo 
de Aeronäutica Civil, y en cuanto a la Repüblica 
Federal de Alemania, el Ministro Federal de Trans- 
portes; o en ambos casos, cualquier otra persona o 
instituciön a la cual la ley respectiva autorice a 
asumir las funciones adscritas a tales autoridades. 

b) "Empresa designada" es la empresa de transporte 
aereo que una Parte Contratante haya autorizado 
mediante notificaciön por escrito a la otra Parte 
Contratante para que, de acuerdo con el articulo 4 
de este Convenio, se dedique a prestar servicios 
aereos internacionales reguläres, en las rutas acorda- 
das segün el articulo 3. 

(2) Adöptanse igualmente las definiciones que de 
"Territorio", "Servicio Aereo", "Servicio Aereo Inter- 
nacional" y "Escala para fines no comerciales" dan los 
articulos 2 y 96 de la Convenciön de Chicago sobre 
Aviaciön Civil Internacional del 7 de diciembre de i944, 
en su redacciön vigente. 
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Artikel 2 

Jede Vertragspartei gewährt, damit die bezeichneten 
Unternehmen den internationalen Fluglinienverkehr auf 
den nach Artikel 3 festgelegten Linien durchführen kön- 
nen, der anderen Vertragspartei das Recht, ihr Hoheits- 
gebiet ohne Zwischenlandung zu überfliegen, in ihrem 
Hoheitsgebiet zu nicht gewerblichen Zwecken zu landen 
und an dem Punkt oder den Punkten ihres Hoheits- 
gebietes auf den nach Artikel 3 festgelegten Linien zwi- 
schenzulanden, um zu gewerblichen Zwecken Fluggäste, 
Post und Fracht aufzunehmen oder abzusetzen. 

Artikel 3 

Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unternehmen 
berechtigt sind, internationalen Fluglinienverkehr zu be- 
treiben, werden in einem Fluglinienplan festgelegt, der 
durch diplomatischen Notenwechsel zu vereinbaren ist. 
Die im Fluglinienplan festgelegten Linien werden im fol- 
genden als „festgelegte Linien" bezeichnet. 

Artikel 4 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den fest- 
gelegten Linien kann jederzeit aufgenommen werden, 
wenn eine Vertragspartei ein oder mehrere Luftverkehrs- 
unternehmen schriftlich bezeichnet hat, wenn die andere 
Vertragspartei dem oder den bezeichneten Unternehmen 
die Eröffnung des Fluglinienverkehrs genehmigt hat und 
wenn auch zwischen den Luftfahrtbehörden eine Verein- 
barung über die Art der Dienste, die Flugzeugmuster 
sowie die Frequenzen, benutzbare Kapazität und Lande- 
punkte getroffen ist. 

(2) Vorbehaltlich der Artikel 5, 6 und 19 bis 23 dieses 
Abkommens und nach Erfüllung der Voraussetzungen 
des vorstehenden Absatzes erteilen die Vertragsparteien 
unverzüglich die genannte Genehmigung. 

Artikel 5 

Jede Vertragspartei hat das Recht, von dem bezeichne- 
ten Unternehmen der anderen Vertragspartei die Vorlage 
ausreichender Nachweise zu verlangen, daß es in der 
Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die durch 
die Gesetze und sonstigen Vorschriften der erstgenann- 
ten Vertragspartei für die Durchführung des internatio- 
nalen Fluglinienverkehrs vorgeschrieben sind. 

Artikel 6 

Jede Vertragspartei kann einem bezeichneten Unter- 
nehmen der anderen Vertragspartei die Ausübung der 
in Artikel 2 dieses Abkommens gewährten Rechte ver- 
weigern, wenn das Unternehmen nicht ausreichend nach- 
weisen kann, daß ein wesentlicher Teil des Eigentums 
an diesem Unternehmen und die tatsächliche Kontrolle 
darüber in den Händen von Staatsangehörigen dieser 
Vertragspartei oder in deren eigenen Händen liegt. 

Artikel 7 

Jede Vertragspartei ist ermächtigt, die nach Artikel 4 
erteilte Genehmigung zu widerrufen oder durch Auf- 
lagen einzuschränken, wenn ein bezeichnetes Unterneh- 
men einer Vertragspartei die Gesetze und Vorschriften 
der anderen Vertragspartei, die Bestimmungen dieses 
Abkommens und die sich daraus ergebenden Verpflich- 
tungen nicht erfüllt sowie nicht oder in nicht ausreichen- 
der Form den im vorstehenden Artikel genannten Nach- 
weis erbracht hat. Von diesem Recht wird jede Vertrags- 
partei nur nach einer Konsultation nach Artikel 25 dieses 
Abkommens Gebrauch machen, es sei denn, daß zur Ver- 
meidung weiterer Verstöße gegen Gesetze oder sonstige 
Vorschriften eine sofortige Einstellung des Betriebes oder 
die Festsetzung von Auflagen erforderlich ist. 


Ar ticul o 2 

Cada Parte Contratante otorgarä a la otra, a fin de que 
las empresas designadas puedan realizar los servicios 
aereos internacionales en las rutas acordadas de con- 
formidad con el articulo 3, el derecho de volar sobre su 
territorio sin hacer escala en el; el de hacer escala en su 
territorio con fines no comerciales; y el de hacer escala 
en el punto o puntos de su territorio designados en las 
rutas acordadas segün el articulo 3 con el objeto de 
tomar o descargar, con fines comerciales, pasajeros, 
correo y carga. 

Articulo 3 

Las rutas por las cuales las empresas designadas esten 
autorizadas para realizar los servicios aereos internacio- 
nales, serän especificados en un Cuadro de Rutas que se 
acordarä por canje de notas diplomäticas. Las rutas 
acordadas en el Cuadro de Rutas en adelante se de- 
nominarän "rutas acordadas". 

Articulo 4 

(1) Los servicios aereos internacionales en las rutas 
acordadas pueden ser inaugurados en cualquier tiempo 
siempre que una Parte Contratante hubiese designado 
por escrito una o mäs empresas aereas; que la otra Parte 
Contratante hubiese autorizado a la empresa o empresas 
designadas para la inauguraciön de los servicios, y que 
se haya producido, al nivel de Autoridades Aeronäuticas, 
un acuerdo en cuanto a la clase de servicios, tipo de 
aeronaves y, ademäs, sobre frecuencias, capacidad 
utilizable y escalas. 

(2) A reserva de lo estipulado en los articulos 5, 6 y 19 
a 23 de este Convenio, y cumplidos los requisitos del 
pärrafo anterior, las Partes Contratantes daran sin demora 
la autorizaciön mencionada. 

Articulo 5 

Una de las Partes Contratantes tiene el derecho de 
exigir a la empresa designada por la otra, que presente 
pruebas suficientes de que estä en condiciones de satis- 
facer las exigencias establecidas por las leyes y regla- 
mentos de la respectiva Parte Contratante para la re- 
alizaciön del servicio aereo internacional. 


Articulo 6 

Una de las Partes Contratantes puede impedir el 
ejercicio de los derechos concedidos en el articulo 2 de 
este Convenio a cualquier empresa designada por la otra 
Parte Contratante, cuando tal empresa no pudiere su- 
ministrar la prueba suficiente de que, por lo menos, la 
parte esencial de su propiedad y su control efectivo 
estän en poder de nacionales de dicha Parte Contratante 
o de esta misma. 

Articulo 7 

El incumplimiento por parte de una empresa designada 
por una de las Partes Contratantes de las leyes y los 
reglamentos de la otra, de las disposiciones de este Con- 
venio y de las obligaciones que de ellas se deriven, asi 
como el no haber sido presentada o presentada en forma 
insuficiente la prueba de que trata el articulo anterior, 
facultarä a dicha Parte Contratante para revocar, o 
limitar fijando condiciones, la autorizaciön concedida de 
que habla el articulo 4. Cada Parte Contratante ejercerä 
este derecho solamente despues de una consulta de 
acuerdo con lo estipulado en el articulo 25 de este Con- 
venio, a menos que sea necesario proceder a una in- 
mediata suspensiön del servicio o fijar condiciones con 
el fin de evitar posteriores infracciones de las leyes o los 
reglamentos. 
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Teil II 

Zoll- und Steuervorschriften 

Artikel 8 

Die von einem bezeichneten Unternehmen der einen 
Vertragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einfliegen, aus 
ihm wieder ausfliegen oder es durchfliegen, einschließlich 
der an Bord befindlichen üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Ersatzteile bleiben frei von Zöllen und sonsti- 
gen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren 
erhobenen Abgaben. 

Artikel 9 

Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die aus den 
im vorstehenden Artikel genannten Luftfahrzeugen im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei unter Zoll- 
überwachung ausgebaut oder sonst von Bord gebracht 
und dort gelagert werden oder für diese Luftfahrzeuge 
in das Gebiet der anderen Vertragspartei unter Zoll- 
überwachung eingeführt und dort gelagert werden, blei- 
ben frei von den im vorstehenden Artikel bezeichneten 
Zöllen und sonstigen Abgaben, wenn sie unter Zollüber- 
wachung in die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder 
sonst an Bord genommen werden oder aus dem Hoheits- 
gebiet dieser Vertragspartei auf andere Weise wieder 
ausgeführt werden. Die gleiche Abgabenbefreiung wird 
für solche Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände ge- 
währt, die unter Zollüberwachung aus entsprechenden 
Lagern anderer Luftverkehrsunternehmen entnommen 
und in die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst 
an Bord genommen werden. 

Artikel 10 

Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der vorge- 
nannten Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei eingebracht werden, dürfen frei von Zöl- 
len und sonstigen bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durch- 
fuhr von Waren erhobenen Abgaben an Bord dieser Luft- 
fahrzeuge verbraucht werden, und zwar gleichermaßen 
auf jedem Flug, der zwischen Punkten auf den festgeleg- 
ten Linien im Hoheitsgebiet jener Vertragspartei durch- 
geführt wird. Das gleiche gilt auch für Treibstoffe und 
Sdimieröle, die zur Versorgung dieser Luftfahrzeuge für 
Rechnung eines bezeichneten Unternehmens unter Zoll- 
überwachung in das Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei eingeführt und dort gelagert werden. Die von 
den Luftfahrzeugen eines bezeichneten Unternehmens 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei unter Zoll- 
überwachung an Bord genommenen Treibstoffe und 
Schmieröle, die im internationalen Fluglinienverkehr 
verbraucht werden, unterliegen weder den vorstehend 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben noch irgend- 
einer besonderen Verbrauchsabgabe, mit der die Treib- 
stoffe und Schmieröle im Hoheitsgebiet dieser Vertrags- 
partei belastet werden könnten. 

Artikel 11 

Nahrungsmittel und sonstige Vorräte für den normalen 
Verbrauch an Bord, wie zum Beispiel Tabak und Ge- 
tränke, die in den in Artikel 8 genannten Luftfahrzeugen 
eingeführt werden und für den Verbrauch der Fluggäste 
und Besatzungsmitglieder bestimmt sind, können im Ho- 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei zum sofortigen 
Verbraudi an Bord frei von den bei der Einfuhr, Ausfuhr 
und Durchfuhr von Waren erhobenen Zöllen und sonsti- 
gen Abgaben ausgegeben werden, sofern diese Luftfahr- 
zeuge an den Zwischenlandepunkten ständig unter Zoll- 
überwachung stehen. 


Titulos II 

Regimen fiscal y arancelario 

A r ti c ul o 8 

Las aeronavas utilizadas por una empresa designada 
por una Parte Contratante, que vuelen al territorio de la 
otra Parte Contratante, salgan de esto o vuelen a traves 
de este, asi como el equipo corriente y las piezas de 
repuesto que se llevan a bordo de dichas aeronaves, 
estarän exentos de derechos aduaneros y otros graväme- 
nes impuestos a las importaciones, exportaciones o 
tränsito de mercaderias. 

Articulo 9 

Las piezas de repuesto y partes del equipo que son 
desmontadas de las aeronaves mencionadas en el articulo 
anterior, o bien retiradas de otra manera de a bordo y 
almacenadas en el territorio de la otra Parte Contratante, 
bajo vigilancia aduanera; o introducidas y almacenadas 
para dichas aeronaves, en el territorio de la otra Parte 
Contratante, bajo vigilancia aduanera, estarän exentas 
de los derechos y otros gravämenes mencionados en el 
articulo anterior, cuando se instalen o se lleven de otra 
manera a bordo de dichas aeronaves, bajo vigilancia 
aduanera, o sean exportadas nuevamente de otro modo 
del territorio de esta Parte Contratante. La misma exen- 
ciön de derechos se concederä para las piezas de repuesto 
y partes del equipo tomadas de los depösitos correspon- 
dientes de otras empresas aereas, que sean instaladas 
o llevadas de otra manera a bordo de dichas aeronaves, 
bajo vigilancia aduanera. 


Articulo 10 

Los combustibles y los lubricantes que sean intro- 
ducidos en el territorio de la otra Parte Contratante, 
a bordo de las aeronaves precitadas, quedan libres de 
derechos de aduana y otros gravämenes impuestos a las 
importaciones, exportaciones y tränsito de mercaderias, 
si se consumen a bordo de esas aeronaves; lo cual se 
aplica igualmente a cualquier vuelo que se efectüe entre 
puntos de las rutas acordadas en el territorio de aquella 
Parte Contratante. Esto deberä aplicarse del mismo modo 
a los combustibles y lubricantes que por cuenta de una 
empresa designada sean importados y almacenados en 
combustibles y lubricantes tomados a bordo, bajo vigilan- 
aduanera, con el fin de abastecer dichas aeronaves. Los 
combustibles y lubricantes tomados a bordo, bajo vigilen 
cia aduanera, por las aeronaves de una empresa de- 
signada, en el territorio de la otra Parte Contratante y 
usados en los servicios aereos internacionales, no estarän 
sujetos a los derechos anteriormente mencionados u otros 
gravämenes, ni tampoco a ningün impuesto especial de 
consumo que pudiese aplicarse a los combustibles y 
lubricantes en el territorio de aquella Parte Contratante. 


Articulo 11 

Los alimentos y las provisiones de consumo normal 
a bordo, tales como tabaco y bebidas, introducidos en 
las aeronaves mencionadas en el articulo 8 y destinados 
a los pasajeros y miembros de la tripulaciön, pueden ser 
distribuidos en el territorio de la otra Parte Contratante 
para su inmediato consumo a bordo, libres de derechos 
de aduana y otros gravämenes impuestos a las importa- 
ciones, exportaciones y tränsito de mercaderias, siempre 
que dichas aeronaves esten continuamente vigiladas por 
las autoridades aduaneras en las escalas intermedias. 
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Artikel 12 

Die Güter im Sinne der Artikel 8 bis 11 unterliegen 
auch nicht den auf die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr 
sonst anwendbaren wirtschaftlichen Verboten und Be- 
schränkungen. 

Teil III 

Betrieb des vereinbarten Fluglinienverkehrs 

Artikel 13 

Bei der Ausübung der Rechte, die jede Vertragspartei 
den bezeichneten Unternehmen der anderen Vertrags- 
partei gewährt hat, ist zu berücksichtigen, daß der Be- 
trieb zu einer wirklichen und tatsächlichen Reziprozität 
führt, sofern nicht in einer Vereinbarung zwischen den 
Luftfahrtbehörden nach Artikel 4 dieses Abkommens 
etwas anderes bestimmt wird. Die Festsetzung und An- 
wendung des Begriffes der wirklichen und tatsächlichen 
Reziprozität obliegt den Luftfahrtbehörden, welche unter 
anderem folgendes berücksichtigen sollten: 

a) Gleichheit der Tarife und Beförderungsbedingungen, 

b) Anzahl der Frequenzen, Kapazität und eingesetzte 
Flugmuster, 

c) Gleichheit der Behandlung, besonders in bezug auf 
Steuern, Abgaben und Benutzung der Flughafenein- 
richtungen, 

d) Verkehrsnachfrage und Wettbewerbslage in den 
durchflogenen Gebieten, 

e) vernünftiges und gerechtes Verhältnis der Erträge, die 
aus dem Betrieb der bezeichneten Unternehmen auf 
den festgelegten Linien erzielt werden. 

Artikel 14 

Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs 
auf den festgelegten Linien haben die bezeichneten 
Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen der 
bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei 
Rücksicht zu nehmen, damit der ganz oder teilweise auf 
den gleichen Linien von den Unternehmen der anderen 
Vertragspartei betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. Nach diesen Grundsätzen 
können die von beiden Vertragsparteien bezeichneten 
Unternehmen Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit 
oder andere Vereinbarungen zum beiderseitigen Nutzen 
treffen. Solche Vereinbarungen sind den Luftfahrtbehör- 
den zur Prüfung vorzulegen, welche entsprechend Arti- 
kel 4 dieses Abkommens die Strecken oder Strecken- 
abschnitte festlegen, die in Zusammenarbeit betrieben 
werden sollen. 

Artikel 15 

Bei der Ausübung des Rechtes der bezeichneten Unter- 
nehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer 
festgelegten Linie und Punkten in dritten Ländern durch- 
zuführen, sind in erster Linie die zwischen der in Frage 
kommenden Vertragspartei und dritten Ländern bestehen- 
den Interessen und Rechte zu berücksichtigen, so daß 
diese Ausübung auf der Grundlage von Beförderungs- 
quoten erfolgt, die in der Vereinbarung gemäß Artikel 4 
dieses Abkommens festgesetzt werden, sofern die vor- 
erwähnten Rechte und Interessen eine solche Festsetzung 
erfordern. 

Artikel 16 

Die Luftfahrtbehörden und bezeichneten Unternehmen 
einer Vertragspartei haben den Luftfahrtbehörden der 


A rt i c u 1 o 12 

Los elementos a que se refieren los articulos 3 a 11 
no estarän sujetos tampoco a las prohibiciones y re- 
stricciones econömicas sobre importaciön, exportaciön y 
tränsito que, de otra manera, pudiesen ser aplicadas. 

Titulo III 

Operaciön de los servicios aereos acordados 

Articulo 13 

En el ejercicio de los derechos concedidos por cada 
una de las Partes Contratantes a las respectivas em- 
presas designadas, se deberä tomar en cuenta que de sus 
operaciones resulte una reciprocidad real y efectiva, a 
menos que, como resultado del acuerdo entre las Autori- 
dades Aeronäuticas de que habla el articulo 4 de este 
Convenio, se resuelva otra cosa. Corresponde a las 
Autoridades Aeronäuticas determinar y aplicar el con- 
cepto de reciprocidad real y efectiva, para lo cual, entre 
otras cosas, deberän tomar en cuenta: 

a) Igualdad de tarifas y de condiciones de servicio y 
transporte; 

b) Numero de frecuencias, capacidad y tipo de aeronave; 

c) Igualdad de tratamiento, principalmente en cuanto al 
regimen tributario y derechos y utilizaciön de las 
instalaciones aeroportuarias; 

d) Demanda de transporte aereo y situaciön de la com- 
petencia en las regiones servidas por las empresas 
designadas,- 

e) Relaciön equitativa y razonable en los ingresos pro- 
venientes de la operaciön de las empresas acreas 
designadas en las rutas acordadas. 

Articulo 14 

Para la realizaciön del servicio aereo internacional en 
las rutas acordadas, las empresas designadas por una de 
las Partes Contratantes deberän tener en consideracion 
los intereses de las empresas designadas por la otra a fin 
de no afectar indebidamente el servicio aereo que estas 
ültimas mantienen en las mismas rutas o en parte de 
ellas. En consecuencia, las empresas designadas por 
ambas Partes Contratantes podrän celebrar entre ellas 
acuerdos de cooperaciön u otros, tendientes a su mutuo 
beneficio. Tales acuerdos deberän ser sometidos a la con- 
sideraciön de las Autoridades Aeronäuticas, las cuales 
determinarän segün el articulo 4 del presente Convenio, 
aquellas rutas o segmentos de ruta que hayan de ser 
operadas en colaboraciön. 


Articulo 15 

El derecho de las empresas designadas para efectuar 
transportes entre los puntos de una ruta acordada, que se 
encuentren localizados en el territorio de la otra Parte 
Contratante, y los puntos localizados en terceros paises, 
deberä ser ejercido teniendo en cuenta principalmente 
los intereses y derechos existentes entre la Parte Con- 
tratante de que se träte y aquellos, de suerte que su 
ejercicio se realizarä sobre la base de cuotas de träfico 
que se fijarän en el acuerdo de que trata el articulo 4 
de este Convenio cuando los derechos e intereses men- 
cionados exijan dicha determinaciön. 

Articulo 16 

Las Autoridades Aeronäuticas y las empresas de- 
signadas por una Parte Contratante deberän proporcionar 
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anderen Vertragspartei auf deren Ersuchen alle regel- 
mäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be- 
zeichneten Unternehmen zu übermitteln, die billiger- 
weise angefordert werden können, um das auf den fest- 
gelegten Linien von einem bezeichneten Unternehmen 
der erstgenannten Vertragspartei bereitgestellte Beför- 
derungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen haben 
alle Angaben zu enthalten, die zur Feststellung des Um- 
fanges sowie der Herkunft und Bestimmung des Ver- 
kehrs erforderlich sind. 

Artikel 17 

Die Gesetze jeder Vertragspartei sind auf jeden Fall 
auf die Luftfahrzeuge der anderen Vertragspartei und 
auf die an Bord befindlichen Personen anzuwenden, so 
lange sie sich im Hoheitsgebiet jener Vertragspartei be- 
finden, vorbehaltlich der Ausnahmen, die sich aus die- 
sem Abkommen oder sonstigen für beide Vertrags- 
parteien bindenden internationalen Übereinkommen er- 
geben. 

Artikel 18 

(1) Die bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei 
dürfen in den Flughäfen und Städten im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei, in denen sie eine eigene 
Vertretung zu unterhalten beabsiditigen, ihr eigenes 
Personal für ihre Geschälte unterhalten und beschäftigen, 
sofern es sich nicht um Dienste handelt, die die entspre- 
chenden Staaten für den Luftverkehr direkt leisten. 

(2) Sieht ein bezeichnetes Unternehmen von der Ein- 
richtung einer eigenen Organisation in den Flughäfen 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ab, so soll 
es nach Möglichkeit die in Betracht kommenden Arbeiten 
durch das Personal des Flughafens oder eines bezeichne- 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei ausführen 
lassen. 

Teil IV 
Tarife 

Artikel 19 

Die Tarife, die auf den festgelegten Linien für Flug- 
gäste und Fracht anzuwenden sind, werden unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände, wie der Kosten des Be- 
triebes, eines angemessenen Gewinnes, der besonderen 
Gegebenheiten der verschiedenen Linien und der von 
anderen Luftverkehrsunternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, angewandten Tarife 
festgesetzt. Bei der Festsetzung der Tarife soll nach den 
folgenden Artikeln verfahren werden. 

Artikel 20 

Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie und 
in Übereinstimmung mit den Vereinbarungen zwischen 
den entsprechenden bezeichneten Unternehmen festge- 
legt. Hierbei sollen sich die bezeichneten Unternehmen 
nach den Beschlüssen richten, die auf Grund des Tarif- 
festsetzungsverfahrens des Internationalen Luftverkehrs- 
verbandes (IATA) angewandt werden können, oder die 
bezeichneten Unternehmen sollen nach vorheriger Bera- 
tung mit den Luftverkehrsunternehmen dritter Staaten, 
welche die gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, 
die Tarife, wenn möglich, unmittelbar miteinander ver- 
einbaren. 

Artikel 21 

Die in Übereinstimmung mit dem vorstehenden Artikel 
vereinbarten Tarife werden den Luftfahrtbehörden beider 
Vertragsparteien spätestens 30 Tage vor dem in Aus- 
sicht genommenen Inkrafttreten zur Genehmigung vor- 


a las Autoridades Aeronäuticas de la otra Parte Con- 
tratante, cuando se solicite, todas las publicaciones 
periödicas u otros informes estadisticos de las empresas 
designadas que puedan solicitarse debidamente, con el 
fin de controlar la capacidad ofrecida por cualquier em- 
presa designada por la primera Parte Contratante en 
las rutas acordadas. Tales informes deben contener todos 
los datos necesarios para determinar el volumen, asi 
como tambien la procedencia y el destino del träfico. 


A r ti c u 1 o 17 

La legislaciön de cada una de las Partes Contratantes 
serä aplicable, en todo caso, a las aeronaves de la otra 
Parte Contratante y a las personas a bordo, mientras se 
encuentren dentro des territorio de aquella, salvo las 
excepciones que contemple este Convenio u otros acuer- 
dos internacionales obligatorios para ambas Partes Con- 
tratantes. 

Articulo 18 

(1) Las empresas designadas por cualquier Parte Con- 
tratante pueden mantener y emplear su propio personal 
para sus servicios en los aeropuertos y en las ciuda- 
des del territorio de la otra Parte Contratante, donde la 
misma empresa designada se proponga mantener una 
agencia, siempre y cuando no se träte de los servicios 
que para la navegaciön ae r ea prestan directamente los 
respectivos Estados. 

(2) Si una empresa designada no establece su propia 
organizaciön en los aeropuertos en el territorio de la 
otra Parte Contratante, queda entendido que la misma 
harä realizar el trabajo en cuestiön, en la medida de lo 
posible, por el personal del aeropuerto o de una em- 
presa designada por la otra Parte Contratante. 

Titulo IV 
Tarifas 

Articulo 19 

Las tarifas que se cobrarän por pasajes y carga en las 
rutas acordadas, serän fijadas tomando en consideraciön 
todos los factores relevantes, tales como el costo de ex- 
plotaciön, ganancias razonables, las caracteristicas de 
las varias rutas y las tarifas cobradas por otras empre- 
sas aereas que operan la misma ruta o parte de ella. Al 
fijar esas tarifas tendrän que ser observados los siguien- 
tes articulos. 


Articulo 20 

Las tarifas deben ser fijadas, si es posible, para cada 
ruta y segün el entendimiento entre las respectivas em- 
presas designadas. Con este fin, las empresas designadas 
deberän acatar las decisiones aplicables de acuerdo con 
el sistema de fijaciön de tarifas de la Asociaciön del 
Transporte Aereo Internacional (IATA), o bien, a ser 
posible, las empresas designadas deberän entenderse 
directamente entre si, previa consulta con las empresas 
aereas de terceros paises que operan la misma ruta o 
parte de ella. 


Articulo 21 

Cualquier tarifa acordada de conformidad con el ar- 
ticulo anterior, deberä ser sometida a la aprobaciön de las 
Autoridades Aeronäuticas de ambas Partes Contratantes, 
a mäs tardar trein'a dias antes de la fecha prevista para 
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gelegt. Dieser Zeitraum kann in besonderen Fällen ver- 
kürzt werden, wenn die Luftfahrtbehörden damit einver- 
standen sind. 

Artikel 22 

Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen eine 
Vereinbarung nicht zustande oder erklärt sich eine Ver- 
tragspartei mit den ihr nach Artikel 21 zur Genehmigung 
vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so sollen die 
Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien die Tarife 
derjenigen Linien und Linienteile, für die eine Überein- 
stimmung nicht zustande gekommen ist, in gegenseitigem 
Einvernehmen festsetzen. 

Artikel 23 

Wird zwischen den Luftfahrtbehörden beider Vertrags- 
parteien ein Einvernehmen nach dem vorstehenden Arti- 
kel nicht erzielt, so finden die Bestimmungen des Arti- 
kels 27 dieses Abkommens Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat die Vertragspartei, 
die sich mit den Tarifen nicht einverstanden erklärt hat, 
das Recht, von der anderen Vertragspartei die Aufrecht- 
erhaltung der bisherigen Tarife zu verlangen. 

Teil V 

Verfahrensvorschriften 

Artikel 24 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien 
findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit und eine Verständigung in allen 
die Anwendung und Auslegung dieses Abkommens be- 
rührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 25 

(1) Zur Überprüfung der Auslegung oder der Anwen- 
dung oder Änderung dieses Abkommens oder Änderung 
der festgelegten Linien kann jede Vertragspartei jeder- 
zeit eine Konsultation zwischen den zuständigen Behör- 
den der Vertragsparteien beantragen. Diese Konsultation 
beginnt innerhalb von 60 Tagen, nachdem der Antrag 
auf diplomatischem Wege eingegangen ist. 

(2) Im Rahmen der Konsultation nach dem vorste- 
henden Absatz kann den beiderseitigen Regierungen die 
Änderung dieses Abkommens oder der festgelegten 
Linien empfohlen werden. Das Ergebnis der Konsultation 
bedarf der Bestätigung durch die beiderseitigen Regie- 
rungen. Im Falle der Änderung dieses Abkommens tritt 
diese Änderung in Kraft, nachdem in einem diplomati- 
schen Notenwechsel bestätigt wurde, daß die für eine 
solche Änderung notwendigen verfassungsmäßigen Er- 
fordernisse erfüllt sind. Im Falle der Änderung der fest- 
gelegten Linien tritt diese Änderung nach ihrer Bestäti- 
gung durch einen diplomatischen Notenwechsel in Kraft. 

Artikel 26 

Tritt ein von beiden Vertragsparteien unterzeichnetes 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so 
regeln sich die Erörterungen darüber, welche Bestimmun- 
gen dieses Abkommens weiterhin gültig bleiben, nach 
dem vorstehenden Artikel. 


Artikel 27 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die 
Auslegung oder die Anwendung dieses Abkommens nicht 
nach Artikel 25 dieses Abkommens beigelegt werden 


su entrada en vigencia. Este periodo puede ser reducido 
en casos especiales siempre que las Autoridades Aero- 
näuticas esten de acuerdo con ello. 

A r t i c u 1 o 22 

Si no se llega a un acuerdo entre las empresas de- 
signadas, o si una de las Partes Contratantes no estuviere 
de acuerdo con las tarifas sometidas a su aprobaciön 
conforme al articulo anterior, las Autoridades Aero- 
näuticas de las dos Partes Contratantes deberän fijar, 
de comün acuerdo, las tarifas para aquellas rutas o parte 
de las mismas sobre las cuales no se haya llegado a un 
acuerdo. 

Articulo 23 

En el caso de que no se llegue a un acuerdo, conforme 
al articulo anterior, entre las Autoridades Aeronäuticas 
de las dos Partes Contratantes, deberän aplicarse en- 
tonces las cläusulas del articulo 27 de este Convenio. 
Hasta que sea dictada una sentencia arbitral, la Parte 
Contratante que haya manifestado su desaprobaciön a las 
tarifas, tiene el derecho de exigir a la otra Parte Contra- 
tante que mantenga las tarifas anteriores. 

Titulo V 

Reglas de procedimiento 

Articulo 24 

Siempre que sea necesario habrä un intercambio de 
opiniones entre las Autoridades Aeronäuticas de las dos 
Partes Contratantes, a fin de lograr una estrecha co- 
operaciön y entendimiento en todos los asuntos relacio- 
nados con la aplicaciön e interpretaciön de este Con- 
venio. 

Articulo 25 

(1) Una de las Partes Contratantes podrä solicitar en 
cualquier momento una consulta entre las autoridades 
competentes de ellas, con el objeto de examinar la inter- 
pretaciön, aplicaciön o modificaciön de este Convenio 
o la modificaciön de las rutas acordadas. Didia consulta 
comenzarä dentro de los sesenta dias siguientes a la 
recepciön de la solicitud por la via diplomätica. 

(2) En la consulta de que trata el pärrafo anterior, se 
podrä recomendar a los respectivos Gobiernos la modi- 
ficaciön de este Convenio o de las rutas acordadas. El 
resultado de la consulta deberä ser confirmado por los 
respectivos Gobiernos. En el caso de la modificaciön de 
este Convenio, ella entrarä en vigor luego de haber sido 
confirmada por medio de un canje de notas diplomäticas 
en que conste el haberse cumplido con los requisitos 
constitucionales exigidos para tal modificaciön. En el 
caso de la modificaciön de las rutas acordadas, ella en- 
trarä en vigor luego de haber sido confirmada por canje 
de notas diplomäticas. 

Articulo 26 

En el caso de que entrara en vigor un convenio multi- 
lateral sobre transporte aereo suscrito por ambas Partes 
Contratantes, las discusiones que se presenten en cuanto 
a cuäles de las cläusulas de este Convenio seguirän vi- 
gentes, se arreglarän conforme a lo previsto por el ar- 
ticulo anterior. 

Articulo 27 

(1) De surgir algün desacuerdo respecto a la interpre- 
taciön o aplicaciön de este Convenio, que no pueda solu- 
rionarse de acuerdo con el articulo 25, la cuestiön serä 
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kann, ist sie auf Verlangen einer der beiden Vertrags- 
parteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen, dessen Ernennung der Bestäti- 
gung durch die Vertragsparteien bedarf. Die Mitglieder 
sind innerhalb von 30 Tagen, der Obmann innerhalb von 
60 Tagen zu bestellen, nachdem die eine Vertragspartei 
der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die im vorstehenden Absatz genannten 
Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsiden- 
ten des Internationalen Gerichtshofs bitten, die erforder- 
lichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident 
die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist er aus einem anderen Grunde verhin- 
dert, so soll sein Vertreter im Amt die entsprechenden 
Ernennungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind für beide Vertragspar- 
teien bindend. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres 
Mitgliedes sowie die ihrer Vertretung vor dem Schieds- 
gericht; die Kosten des Obmannes sowie die sonstigen 
Kosten werden von beiden Vertragsparteien zu gleichen 
Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

Teil VI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 28 

Dieses Abkommen und der Notenwechsel über die fest- 
gelegten Linien sowie jede Änderung dieser Dokumente 
sind der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur 
Registrierung mitzuteilen. 

Artikel 29 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifi- 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen tritt 30 Tage nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 31 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen jederzeit 
schriftlich kündigen. Das Abkommen tritt 6 Monate nach 
Eingang der Kündigung bei der anderen Vertragspartei 
außer Kraft, sofern sich nicht die Vertragsparteien auf 
einen anderen Zeitpunkt einigen. 


GESCHEHEN zu Bogota am 25. November 1968 in vier 
Urschriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Ernst Ostermann von Roth 

Für die Republik Kolumbien 
Alfonso Lopez M i c h e 1 s e n 


sometida a un tribunal de arbitraje a peticiön de una 
de las Partes Contratantes. 

(2) El tribunal de arbitraje se constituirä en cada caso 
de forma que cada una de las Partes Contratantes de- 
signe un ärbitro y estos, de comün acuerdo, designen un 
nacional de un tercer Estado como ärbitro dirimente, 
cuyo nombramiento deberä ser confirmado por las Partes 
Contratantes. Los ärbitros serän designados en un plazo 
de treinta dias y el ärbitro dirimente en un plazo de 
sesenta dias a partir de la fecha en que una de las Partes 
Contratantes notificö a la otra su propösito de someter 
el desacuerdo a un arbitraje. 

(3) Si no se observan los plazos senalados en el 
pärrafo anterior, cada una de las Partes Contratantes, a 
falta de otro acuerdo, puede rogar al Presidente de la 
Corte Internacional de Justicia que efectüe los nombra- 
mientos necesarios. En el caso de que dicho Presidente 
tenga la nacionalidad de una de las Partes Contratantes 
o este impedido por otras causas, su sustituto en el cargo 
efectuarä los nombramientos correspondientes. 

(4) El tribunal de arbitraje decidirä por mayoria de 
votos. Las decisiones serän obligatorias para ambas Partes 
Contratantes. Cada una de las Partes Contratantes sufra- 
garä los gastos de su ärbitro asi como los de su represen- 
taciön ante el tribunal de arbitraje; los gastos del ärbitro 
dirimente, asi como los demäs gastos, serän sufragados 
por partes iguales poi las Partes Contratantes. Por lo 
demäs, el tribunal de arbitraje adoptarä su propio regla- 
mento. 


Titulo VI 

Disposiciones finales 

Articulo 28 

Este Convenio y el canje de notas sobre las rutas 
acordadas, asi como cualquier modificaciön de los citados 
instrumentos, serän comunicados a la Organizaciön de 
Aviaciön Civil Internacional para su registro. 

Articulo 29 

Este Convenio serä ratificado. Los instrumentos de rati- 
ficaciön serän canjeados tan pronto como sea posible 
en Bonn. 

Articulo 30 

Este Convenio entrarä en vigor treinta dias despues del 
canje de los instrumentos de ratificaciön. 

Articulo 31 

Una Parte Contratante podrä denunciar en todo mo- 
mento por escrito este Convenio, el cual dejarä de regir 
seis meses despues de la recepciön de la denuncia por 
la otra Parte Contratante, a menos que las Partes Con- 
tratantes, de comün acuerdo, convengan un plazo 
diferente. 

HECHO en Bogotä, D.E., a 25 de noviembre de 1968 
en cuatro originales, dos en idioma alemän y dos en 
idioma espanol, siendo igualmente autenticos. 

Por la Repüblica Federal de Alemania 
Ernst Ostermann von Roth 

Por la Repüblica de Colombia 
Alfonso Lopez M i c h e 1 s e n 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der 
internationale Fluglinienverkehr. Er kann nur be- 
trieben werden, wenn die ausländischen Staaten, die 
überflogen oder angeflogen werden sollen, deut- 
schen Luftverkehrsunternehmen entsprechende Ver- 
kehrsrechte gewähren. Nach allgemeinen internatio- 
nalen Gepflogenheiten werden diese Rechte grund- 
sätzlich in zweiseitigen Luftverkehrsabkommen ein- 
geräumt. 

Das deutsch-kolumbianische Luftverkehrsabkommen 
ist das 45. Luftverkehrsabkommen, das den gesetz- 
gebenden Körperschaften nach Wiederherstellung 
der Lufthoheit zur Zustimmung vorgelegt wird. 

Es wurde nach Delegationsverhandlungen, die vom 
2. bis 17. Juli 1962 in Bogota stattfanden, dort am 
25. November 1968 unterzeichnet. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind in 
einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tag der 
Unterzeichnung des Abkommens durch Notenaus- 
tausch vereinbart wurde (s. Artikel 2 und 3 des Ab- 
kommens). Diese Form der Vereinbarung wurde 
gewählt, um die Fluglinienrechte den Verkehrs- 
anforderungen jeweils leichter anpassen zu können. 

Nach dem Fluglinienplan ist das von der Bundes- 
republik Deutschland bezeichnete Luftverkehrsunter- 
nehmen berechtigt, folgende Fluglinien zu betreiben: 
Von Abgangspunkten im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland über Zwischenlandepunkte 
nach Punkten im Hoheitsgebiet der Republik Kolum- 
bien und nach Punkten darüber hinaus. 

Das von der Republik Kolumbien bezeichnete Luft- 
verkehrsunternehmen ist berechtigt, folgende Flug- 
linien zu betreiben: 

Von Abgangspunkten im Hoheitsgebiet der Repu- 
blik Kolumbien über Zwischenlandepunkte nach 
Punkten im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und nach Punkten darüber hinaus. 

II. Besonderes 

Das Abkommen entspricht im wesentlichen dem 
deutschen Musterentwurf für zweiseitige Luftver- 
kehrsabkommen. 

Artikel 1 erläutert die Bedeutung der in dem Ab- 
kommen verwendeten Begriffe. 

Artikel 2 und 3 behandeln den Fluglinienplan 
und legen die Rechte fest, welche sich die Vertrags- 
parteien zur Durchführung des Fluglinienverkehrs 
durch die nationalen Unternehmen gegenseitig ein- 
räumen. Gewährt werden das Recht des Überflugs 
(1. Freiheit), das Recht der Landung zu nichtgewerb- 
lichen Zwecken (2. Freiheit), das Recht, Fluggäste, 
Post und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzu- 
nehmen (4. Freiheit), wobei die Beförderung auch 
von und nach Punkten vorgenommen werden kann, 
die nicht im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei lie- 
gen (5. Freiheit). Alle Rechte werden nur zur Durch- 
führung des internationalen Luftverkehrs einge- 


räumt. Daraus ergibt sich, daß Kabotagerechte, d. h. 
Rechte zur entgeltlichen Beförderung von Personen, 
Post oder Fracht innerhalb des Hoheitsgebiets einer 
Vertragspartei nicht beansprucht werden können. 

Artikel 4 bis 7 regeln die Erteilung und den 
Widerruf der Betriebsgenehmigung zur Durchfüh- 
rung des Linienverkehrs. 

Artikel 8 bis 12 bestimmen, daß Luftfahrt- 
betriebsstoffe, Ersatzteile und Ausrüstungsgegen- 
stände sowie Bordvorräte, die bei der Durchführung 
des Fluglinienverkehrs in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eingeführt werden, zoll- und 
abgabenfrei bleiben. 

Artikel 13 räumt Inländerbehandlung bei der Be- 
lastung mit Gebühren für die Benutzung der Flug- 
häfen und anderer Luftfahrteinrichtungen ein und 
gewährleistet in Verbindung mit Artikel 15, daß die 
Beförderungsangebote (Nutzlast und Häufigkeit des 
Verkehrs) der bezeichneten Unternehmen in ein 
angemessenes Verhältnis zur Verkehrsnachfrage 
gebracht werden. 

Artikel 14 verpflichtet die Vertragsparteien zur 
gerechten Behandlung der bezeichneten Luftver- 
kehrsunternehmen und hält diese zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme an. 

Artikel 16 verpflichtet die Luftfahrtbehörden und 
die bezeichneten Unternehmen der Vertragsparteien 
zum Austausch statistischer Unterlagen zur Nach- 
prüfung des Beförderungsangebots, des Verkehrs- 
umfanges sowie der Herkunft und Bestimmung des 
Verkehrs. Die Vorschrift ergänzt Artikel 13 und 15. 

Artikel 17 und 18 sichern den Luftfahrzeugen 
und den an Bord befindlichen Personen gleiche 
Rechtsbehandlung und die Möglichkeit, Personal 
nach eigenem Wunsch zu beschäftigen. 

Artikel 19 bis 23 enthalten die Grundsätze, nach 
denen die auf den vereinbarten Linien anzuwen- 
denden Tarife zu bilden sind. 

Artikel 24 bis 27 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch der Luftfahrtbehörden, der Konsul- 
tation zwischen den Vertragsparteien und dem 
Schiedsverfahren. Entsprechende Regelungen sind 
in Luftverkehrsabkommen üblich und zur Ausglei- 
chung möglicher Meinungsverschiedenheiten zweck- 
mäßig. 

Artikel 28 bis 31 enthalten die international 
üblichen Registrierungs- und Schlußbestimmungen. 

III. Geltungsbereich 

Im Hinblick auf Artikel 5 des Zwölften Teils des 
“ Uberleitungsvertrages und auf Abschnitt III Buch- 
stabe b der „Erklärung über Berlin" der Alliierten 
Kommandatura Berlin vom 5. Mai 1955 — BKC/L 
(55) 3 — konnte das Land Berlin nicht in das Ab- 
kommen einbezogen werden. Eine Erstreckung des 
Abkommens und des Gesetzes auf Berlin muß der 
künftigen politischen Entwicklung Vorbehalten 
bleiben. 
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